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Vorblatt 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Mit der Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz soll dringlichen 
Erfordernissen zur Verbesserung dieses Gesetzes Rechnung 
getragen werden. Es geht dabei in erster Linie um den immer 
wichtigeren Schutz der Gewässer gegen Verunreinigung. Die 
Vorschriften über Auflagen und nachträgliche Auflagen (§§ 4, 5 
WHG) und über die wasserwirtschaftliche Planung (§ 36 WHG) 
sowie ferner auch die Straf- und Bußgeldvorschriften über 
Gewässerverunreinigung entsprechen nicht mehr den heutigen 
Erfordernissen des Gewässerschutzes. Darüber hinaus sind un- 
terschiedliche Landesregelungen bei Anforderungen an Anla- 
gen zum Lagern und Abfüllen wassergefährdender Stoffe nicht 
mehr vertretbar. 


B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf der Bundesregierung 

sollen 

— die Möglichkeit, Auflagen und nachträgliche Auflagen fest- 
legen zu können, verbessert werden; 

— die Rechtsgrundlage, Anforderungen an Anlagen zum La- 
gern und Abfüllen wassergefährdender Stoffe bundesein- 
heitlich regeln zu können, geschaffen werden; 

— die erforderlichen Vorschriften zum Erlaß von Verände- 
rungssperren zur Sicherung von Planungen auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft eingefügt werden; 

— die Straf- und Bußgeldvorschriften des Gesetzes erweitert 
und ergänzt werden. 
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C. Alternative 

Der Bundesrat lehnt in seiner Stellungnahme die Vorschriften 
ab, auf deren Grundlage bundeseinheitliche Regelungen über 
Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen wasser- 
gefährdender Stoffe geschaffen werden sollen. 


D. Kosten 

Für den Bund entstehen keine Kosten; die Länder können zu- 
sätzliche Verwaltungskosten im geringfügigen Umfang haben. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (III/3) - 632 00 - Wa 2/71 Bonn, den 30. November 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 


Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch das ! 
Kostenermächtigungs-Anderungsgesetz vom 23. Juni ! 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805) wird wie folgt geän- ; 
dert: ! 

1. § 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung; } 

i 

„(3) Maßnahmen, die dem Ausbau eines ober- ■ 
irdischen Gewässers dienen, sind keine Benut- ! 
Zungen. Dies gilt auch für Maßnahmen der Unter- : 
haltung eines oberirdischen Gewässers, soweit ; 
hierbei nicht chemische Mittel verwendet wer- , 
den." 

t 

2. In § 4 Abs. 2 wird folgende Nummer 2a ange- | 

fügt: j 

„2a. Maßnahmen angeordnet werden, die zum 
Ausgleich einer auf die Benutzung zurückzufüh- 
rende Beeinträditigung der physikalischen, che- 
mischen oder biologischen Beschaffenheit des 
Wassers erforderlich sind." 

3. In § 5 wird folgende Nummer la eingefügt; 

„la. Maßnahmen der in § 4 Abs. 2 Nr. 2a und 
3 genannten Arten angeordnet,". 

4. Nach § 19f wird folgender § 19g eingefügt: 

.§ 19 g 

Anforderungen an Anlagen zum Lagern und | 

Abfüllen wassergefährdender Stoffe | 

I 

(1) Anlagen zum Lagern und Abfüllen wasser- | 
gefährdender Stoffe und ihr Zubehör, wie Rohr- ^ 
leitungen und Anschlüsse, müssen nach Bauart, j 
Werkstoff, Herstellung, Korrosionsschutz und • 
betrieblicher Ausstattung so beschaffen sein und ; 
so eingebaut, aufgestellt, unterhalten und betrie- i 
ben werden, daß dadurch eine Verunreinigung 
der Gewässer oder eine sonstige nachteilige Ver- : 
änderung ihrer Eigenschaften nicht zu besorgen ^ 
ist. 

(2) Wassergefährdende Stoffe im Sinne des 
Absatzes 1 sind die im Anhang zu diesem Gesetz 
aufgeführten Stoffe. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates den Anhang zu ändern 
und um bestimmte andere Stoffe zu erweitern, 
soweit diese geeignet sind, Gewässer zu ver- 
unreinigen oder sonst in ihren Eigenschaften 
nachteilig zu verändern. 


(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Verhütung nachteiliger Aus- 
wirkungen im Sinne des Absatzes 1 für Anlagen 
zum Lagern und Abfüllen wassergefährdender 
Stoffe und deren Zubehör Vorschriften zu er- 
lassen über 

1. die Anzeige und die Genehmigung für die 
Errichtung und den Betrieb der Anlagen, 

2. technische Anforderungen an die Anlagen, 
die Herstellung, die Errichtung, die Bauart, 
die Werkstoffe, die Ausrüstung, die Unter- 
haltung und den Betrieb, 

3. die allgemeine Zulassung von Anlagen oder 
Anlageteilen nach einer Bauartprüfung, 

4. die Kennzeichnung der Anlagen, 

5. Prüfung der Anlagen vor Inbetriebnahme, 
wiederkehrende Prüfungen und Prüfungen 
aufgrund behördlicher Anordnung durch amt- 
liche oder für diesen Zweck amtlich aner- 
kannte Sadiverständige oder sachverständige 
Stellen, 

6. das Bedienen der Anlagen, insbesondere das 
Befüllen und Entleeren, sowie das Verhalten 
nach einem Schadensfall, 

7. die Anwendung der nach den Nummern 1 
bis 6 erlassenen Vorschriften auf bestehende 
Anlagen, 

8. Gebühren und Auslagen, die für die vorge- 
schriebenen oder behördlich angeordneten 
Prüfungen der Anlagen von dem Eigentümer 
und Personen, welche die Anlagen hersteilen, 
errichten oder betreiben, zu entrichten sind. 
Die Gebühren werden nur zur Deckung des 
mit den Prüfungen verbundenen Personal- 
und Sachaufwandes erhoben, zu dem insbe- 
sondere der Aufwand für die Sachverständi- 
gen, die Prüfeinrichtungen und -Stoffe sowie 
für die Entwicklung geeigneter Prüfverfahren 
und für den Erfahrungstausch gehört. Es kann 
bestimmt werden, daß eine Gebühr auch für 
eine Prüfung erhoben werden kann, die 
nicht begonnen oder nicht zu Ende geführt 
worden ist, wenn die Gründe hierfür von den 
in Satz 1 genannten Personen zu vertreten 
sind. Die Höhe der Gebührensätze richtet sich 
nach der Zahl der Stunden, die ein Sachver- 
ständiger durchschnittlich für die verschiede- 
nen Prüfungen benötigt. Das Verwaltungs- 
kostengesetz vom 23. Juni 1970 (Bundesge- 
setzbl. I S. 821) ist anwendbar. In der Rechts- 
verordnung können die Kostenbefreiung, die 
Kostengläubigerschaft, die Kostenschuldner- 
schaft, der Umfang der zu erstattenden Aus- 
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lagen und die Kostenerhebung abweichend 
von den Vorschriften des Verwaltungskosten- 
gesetzes geregelt werden, 

9. die Einsetzung von Ausschüssen zur Beratung 
in technischen Fragen. 

(4) Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten obersten Landesbehörden können 
Rechtsverordnungen nach Absatz 3 erlassen, so- 
weit die Bundesregierung von ihrer Befugnis 
keinen Gebrauch macht." 

5. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„Er hat zur Prüfung, ob sich die Benutzung 
in dem zulässigen Rahmen hält, das Betreten 
von Grundstücken, Anlagen und Geschäfts- 
räumen und zur Verhütung dringender Ge- 
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung auch von Wohnräumen zu gestatten; 
das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
wird insoweit eingeschränkt. Er hat ferner zu 
dem gleichen Zweck die der Ausübung der 
Benutzung dienenden Anlagen und Einrich- 
tungen zugänglich zu machen, Auskünfte zu 
erteilen, die erforderlichen Arbeitskräfte, Un- 
terlagen und Werkzeuge zur Verfügung zu 
stellen und technische Ermittlungen und Prü- 
fungen zu ermöglichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Absatz 1 gilt sinngemäß für den, der 

1. eine Rohrleitungsanlage nach § 19 a er- 
richtet oder betreibt, 

2. eine Anlage zum Lagern oder Abfüllen 
wassergefährdender Stoffe nach § 19g her- 
stellt, einbaut, aufstellt, unterhält oder be- 
treibt. 

Die Eigentümer und Besitzer der Grund- 
stücke, auf denen die Anlagen hergestellt, er- 
richtet, eingebaut, aufgestellt, unterhalten 
oder betrieben werden, haben das Betreten 
der Grundstücke zu gestatten, Auskünfte zu 
erteilen und technische Ermittlungen und Prü- 
fungen zu ermöglichen. 

c) Folgender neuer Absatz 2a wird eingefügt: 

„(2a) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver- 
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fra- 
gen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde." 

6. Die Überschrift des Fünften Teiles wird wie folgt 
geändert: 

„Wasserwirtschaftliche Planung; Wasserbuch." 


7. Nach § 36 wird folgender § 36a eingefügt: 

„§ 36 a 

Veränderungssperre 
zur Sicherung von Planungen 

(1) Zur Sicherung von Planungen für Vorha- 
ben der Wassergewinnung oder Wasserspeiche- 
rung, der Abwasserbehandlung oder Abwasser- 
einleitung, der Wasseranreicherung, der Wasser- 
kraftnutzuiig , der Bewässerung, des Hochwasser- 
schutzes oder des Ausbaus eines oberirdischen 
Gewässers, die im öffentlichen Interesse erfor- 
derlich sind, können die Landesregierungen oder 
die von ihnen bestimmten Stellen durch Rechts- 
verordnung Planungsgebiete festlegen, auf deren 
Flächen wesentlich wertsteigernde oder die 
Durchführung des geplanten Vorhabens erheb- 
lich erschwerende Veränderungen nicht vorge- 
nommen werden dürfen (Veränderungssperre). 
§ 4 Abs. 5 des Raumordnungsgesetzes vom 

8. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 306) bleibt un- 
berührt. 

(2) Veränderungen, die in rechtlich zulässiger 
Weise vorher begonnen worden sind, Unter- 
haltungsarbeiten und die Fortführung einer bis- 
her ausgeübten Nutzung werden von der Ver- 
änderungssperre nicht berührt. 

(3) Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf 
von drei Jahren außer Kraft, sofern die Rechts- 
verordnung keinen früheren Zeitpunkt bestimmt. 
Die Frist von drei Jahren kann, wenn besondere 
Umstände es erfordern, um höchstens ein Jahr 
verlängert werden. 

(4) Von der Veränderungssperre können Aus- 
nahmen zugelassen werden, wenn überwiegende 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen." 

8. §§ 38, 39, 40 und 41 erhalten folgende Fassung: 

„§ 38 

Schädliche Verunreinigung eines Gewässers 

(1) Wer ein Gewässer schädlich verunreinigt 
oder sonst dessen Eigenschaften nachteilig ver- 
ändert, ohne daß er befugt eine Benutzung im 
Sinne des § 3 ausübt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren. Daneben kann 
auf Geldstrafe erkannt werden. 

§ 39 

Gefährdung und Beeinträchtigung 
durch schädliche Verunreinigung 

(1) Wer durch eine in § 38 Abs. 1 bezeichnete 
Handlung 
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1. das Leben oder die Gesundheit eines anderen, 
eine fremde Sache von bedeutendem Wert, 
die öffentliche Wasserversorgung oder eine 
staatlich anerkannte Heilquelle gefährdet 
oder 

2. die Eigenschaften eines Gewässers derart be- 
einträchtigt, daß es für Nutzungen nicht nur 
vorübergehend ungeeignet ist, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren be- 
straft. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt wer- 
den. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Wer in den Fällen des Absatzes 1 

1. die Gefahr oder die Beeinträchtigung fahr- 
lässig verursacht oder 

2. fahrlässig handelt und die Gefahr oder die 
Beeinträchtigung fahrlässig verursacht, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

§ 40 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich 
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm 
in seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Be- 
auftragter einer mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes betrauten Stelle bekanntgeworden ist, 
unbefugt offenbart, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu berei- 
chern oder einen anderen zu schädigen, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren; da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 
Ebenso wird bestraft, wer ein fremdes Geheim- 
nis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäfts- 
geheimnis, das ihm unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletz- 
ten verfolgt. 

§ 41 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer fahrlässig 
eine in § 38 Abs. 1 bezeichnete Handlung be- 
geht. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 eine Benutzung ohne behörd- 
liche Erlaubnis oder Bewilligung ausübt oder 
einer Auflage nach § 4 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, 2 
oder 2a oder § 5 Nr. 1, la, soweit sie Maß- 
nahmen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2a betrifft, Nr. 2 
oder 3 zuwiderhandelt. 


2. einer Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 
Nr. 1 zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver- 
orcinung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

3. entgegen § 19a Abs. 1 oder 3 eine Rohr- 
leitungsanlage ohne Genehmigung errichtet 
oder betreibt oder eine solche Anlage oder 
den Betrieb wesentlich ändert oder einer 
Auflage nach § 19b Abs. 1 zuwiderhandelt, 

4. einer Rechtsverordnung nach §§ 19d Nr. 1 
oder 2, 19g Abs. 3 Nr. 1 bis 7 oder Abs. 4 
oder § 36a Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit sie 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

5 . entgegen § 19e Abs. 2 Satz 1 eine Anlage 
nicht oder nicht fristgerecht anzeigt oder einer 
Auflage nach § 19e Abs. 2 Satz 4 in Ver- 
bindung mit § 19b Abs. 1 Satz 3 zuwider- 
handelt, 

6. entgegen § 21 

a) das Betreten von Grundstücken, Anlagen 
oder Räumen nicht gestattet, Anlagen oder 
Einrichtungen nicht zugänglich macht 
oder technische Ermittlungen oder Prüfun- 
gen nicht ermöglicht, 

b) die erforderlichen Arbeitskräfte, Unterla- 
gen oder Werkzeuge nicht zur Verfügung 
stellt oder 

c) eine Auskunft nicht, unrichtig, unvoll- 
ständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

7. einer Vorschrift der §§ 26, 32b oder 34 Abs. 2 
über das Einbringen, Lagern, Ablagern oder 
Befördern von Stoffen zuwiderhandelt, 

8. einer nach § 27 Abs. 1 als Rechtsvorschrift er- 
lassenen Reinhalteordnung zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist, oder 

9. entgegen § 31 Abs. 1 einen Ausbau ohne vor- 
herige Durchführung eines Planfeststellungs- 
verfahrens oder ohne Genehmigung vor- 
nimmt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 

geahndet werden." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Anhang zu § 19 g Abs. 2 
Wassergefährdende Stoffe 


A. Anorganische Stoffe 

1. Sauren, wie Blausäure, Flußsäure, Kieselfi uor- 
wasserstotfsäure, Salpetersäure, Salzsäure, 
Schwefelsäure, Phosphorsäure, Salpetrige 
Säure und Schweflige Säure; ferner Abfall- 
säuren 

2. Mischsäuren, wie Königswasser und Nitrier- 
flüssigkeit 

3. Laugen, wie Kalilauge und Natronlage sowie 
wäßrige Lösungen von Ammoniak; ferner 
Abfallaugen 

4. Folgende anorganische Verbindungen und de- 
ren Lösungen: 

a) Arsenverbindungen, wie Arsenoxide und 
Arsensulfide 

b) Cyanide einschließlich Komplex- Verbin- 
dungen 

c) Quecksilberverbindungen 

d) Ammoniumverbindungen 

e) Bariumverbindungen, ausgenommen Ba- 
riumsulfat und Bariumtitanat 

f) Bleiverbindungen, ausgenommen Blei- 
titanat und Bleisulfid 

g) Thalliumverbindungen 

h) Cadmiumverbindungen 

i) Chromverbindungen 

k) Zinkverbindungen 

l) Phosphorverbindungen 

m) Berylliumverbindungen 

n) Metallcarbonyle, wie Nickelcarbonyl und 
Eisencarbonyl 

o) Säurehalogenide 

p) Hypochlorite, Chlorate, Perchlorate 

q) Beizlaugen 

r) Nitrite 

5. Folgende Metalle und Metallegierungen: 

a) Natrium 

b) Kalium 

c) Calcium 

d) Qecksilber 

e) Ferrosilicium mit Siliciumgehalt über 30 
vom Hundert 

f) Mangansilicium mit Siliciumgehalt über 
30 vom Hundert 


6. Folgende nichtmetallische Elemente und Gase; 

a) Fluor 

b) Chlor 

c) Brom 

d) Jod 

e) Phosphorwasserstoff 

f) Phosgen 

g) Ammoniak 

h) Schwefelwasserstoff 

i) Schwefeldioxid 

k) Halogenwasserstoffe 

B. Organische Stoffe 

1. Roherdöl, Mineralölfraktionen und deren 
Produkte, wie Benzine, Dieselöle, Heizöle, 
Schmieröle, sowie deren Mischungen 

2. Teeröle, wie Steinkohlen-, Braunkohlen-, 
Schiefer-, Holz- und Torfteeröle, deren Folge- 
produkte sowie deren Mischungen 

3. Altöle 

4. Folgende flüssige Kohlenwasserstoffe: 

a) gesättigte Kohlenwasserstoffe, wie Pen- 
tan, Hexan, Dodecan 

b) gesättigte cyclische Kohlenwasserstoffe, 
wie Cyclohexan 

c) ungesättigte Kohlenwasserstoffe, wie He- 
xan, Fiepten 

d) ungesättigte cyclische Kohlenwasser- 
stoffe, wie Cyclopenten 

5. Säuren, wie Essigsäure, Buttersäure, Adipin- 
säure, Acrylsäure, Benzoesäure, Phthalsäure, 
Monochloressigsäure, Monofluoressigsäure 

6. Folgende Alkohole: 

a) Einwertige Alkohole, wie Methanol, Ätha- 
nol, Propanole, Butanole, 2-Äthylhexanol, 
Diacetonalkohol, Allylalkohol, Cyclo- 
hexanol 

b) Mehrwertige Alkohole, wie Glykole, Gly- 
zerin, Hexandil-1,2 

7. Folgende Aldehyde: 

a) Formaldehyd 

b) Acetaldehyd 

c) Butyraldehyde 

d) Crotonaldehyd 

e) Benzaldehyd 
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8. Folgende Ketone: ; 

a) Aceton 

b) Methyläthylketon 

c) Methylisobutylketon 

9. Folgende Ester: 

a) Acetessigsäure-methylester 

b) Acetessigsäure-äthylester 

c) Essigsäure-methylester 

d) Essigsäure-äthylester 

e) Essigsäure-butylester 

f) Essigsäure-isobutylester 

g) Essigsäure-amylester 

h) Essigsäure-isoamylester 

i) Glykolsäure-butylester 
k) Äthylglykolacetat 

10. Athyläther 

11. Halogenhaltige organische Verbindungen, 
wie Methylenchlorid, Chloroform, Tetra- 
chlorkohlenstoff, Dichloräthan, Trichlor- 
äthylen, Allylchlorid, Benzyljodid, Xylyl- 
bromid, Bromacetophenon, Chlorameisen- 
säureäthylester 

12. Stickstoffhaltige organische Verbindungen, ; 
wie Dimethylformamid, Acetonitril, Acryl- 
nitril, Acetoncyanhydrin, Isobuttersäure- ; 
nitril, Anilin, Toluidine, Xylidine, 2,4-Toluy- ' 
lendiisocyanat, Dinitrobenzole, Nitroxylole, 
Brombenzylcyanid 

13. Folgende schwefelhaltige organische Ver- 
bindungen: 

a) Allylthiocyanat , 

b) Dimethylsulfat | 

c) Fettalkoholsulfonsäuren und ihre Salze | 

d) Mercaptane * 

e) Schwefelkohlenstoff 

f) Äthersulfat und Salze ! 

g) Alkylbenzolsulfonsäuren und ihre Salze 

14. Metallorganische Verbindungen, wie Na- 1 
triumäthylat, Bleitetraäthyl, Natriummethy- ; 
lat, Metallcarbonyle, Triphenyl-Zinn-Verbin- ' 
düngen, Methylquecksilberverbindungen 


15. Folgende Verbindungen, die nicht unter die 

vorgenannten Gruppen fallen: 

a) Benzol 

b) Toluol 

c) Xylol 

d) Furfurol 

e) Spezial- und Testbenzine 

16. Folgende sonstige sauerstoffhaltige Kohlen- 
wasserstoffverbindungen, die nicht unter die 

vorgenannten Gruppen fallen: 

a) Phenole 

b) Kresole 

c) Xylenole 

d) Äthylenoxid 

!. Chemische Düngemittel 

1 . Stickstoffphosphat-Dünger 

2. Stickstoffkali-Dünger 

3. Stickstoffphosphatkali-Dünger 

4. Kalkammonsalpeter 

5. Ammonsulfatsalpeter 

6. Stickstoffmagnesiumsulfat 

'. Schädlingsbekämpfungs- und Pflanzenschutzmittel 

(soweit nicht in den Gruppen A und B erfaßt) 

1. Chlorierte Kohlenwasserstoffe, wie DDT, 
Aldrin, Dieldrin, Endrin, Heptachlor, Lindan, 
Endosulfan, Toxaphen 

2. Phosphorsäure- und Phosphonsäureester, wie 
Parathion, Methylparathion, Dimethoat, De- 
metone, Chlorthion, Melathion, Dimefox, Tri- 
chlorphon 

3. Carbamate, wie Dimetilan, Propoxur, Carba- 
ryl, Propham, Chlorpropham 

4. Phenoxycarbonsäuren und deren Ester, wie 
2,4-D, MCPA, MCPP, 2,4,5-T 

5. Triazine, wie Simazin, Prometryn, Ametryn, 
Propazin, Atrazin 

6. Bipyridyliumderivate, wie Diquat, Paraquat, 
Morfamquat 

7. Harnstoffverbindungen, wie Monuron, Diuron, 
Linuron, Neburon, Monolinuron 

8. Dinitroverbindungen, wie Dinoseb 

9. Aromatische Carbonsäuren, wie TCA, Dala- 
pon 
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Begründung 

zum Entwurf eines Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Allgemeines 

A. Zweck des Gesetzes 

Mit dieser Novelle soll dringlichen Erfordernis- 
sen zur Verbesserung von Vorschriften des Was- 
serhaushaltsgesetzes (WHG) Rechnung getragen 
werden. Es geht dabei in erster Linie um den immer 
be:_ 0 utoamer v/ erdenden Schutz der Gewässer gegen 
Verunreinigung. Hierfür sind Änderungen zu den 
§§ 3, 4 und 5 WHG vorgesehen, ferner auch das 
Einfügen neuer Vorschriften über das Lagern und 
Abf allen wassergefährdender Stoffe (§ 19g). 

Ein Überblick über die Regelungen, die von den 
Bundesländern für das Lagern wassergefährdender 
Stoffe in' den Landeswassergesetzen und den dazu 
ergangenen Ausführungsvorschriften getroffen wor- 
den sind, ergibt das Bild einer vielfältigen Ver- 
schiedenheit. Die Unterschiede sind aber bei Tatbe- 
s'.änden, die zu Hunderttausenden in gleicher Art 
auftreten, nicht tragbar. Die Wahrung der Rechts- 
und Wirtschaftseinheit in der Bundesrepublik 
Deutschland erfordert eine Vereinheillichung der 
Vorschriften über das Lagern wassergefährdender 
Stoffe in der Weise, wie cs bereits mit den im 
engen Zusammenhang hiermit stehenden Vorschrif- 
ten über das Lagern brennbarer Flüssigkeiten ge- 
mäß § 24 der Gewerbeordnung geschehen ist. 

Vorv/i egend im Interesse des Gewmsserschulzes 
liegen auch die vorgesehenen Änderungen zu den 
Straf- und Bußgeldbestimmungen des Wasserhaus- 
haltsgesetzes (§§ 38 bis 41), Durch diese Änderun- 
gen soll erreicht werden, daß diese Vorschriften 
möglichst alle Fälle, in denen Gewässer schädlich 
verunreinigt werden, erfassen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Novelle ist die Er- 
weiterung der Planungsvorschriften des Wasser- 
haushaltsgesetzes durch einen neuen § 36a. Zahl- 
reiche Vorhaben auf dem Gebiet der Wasserwirt- 
schaft, wie zum Beispiel der Bau von Talsperren, 
Wasserspeichern oder Rückhaltebecken, der Bau 
von Wassergewinnungsanlagen oder die Änderung 
oder Verlegung eines Flußbettes, bedürfen langjäh- 
riger Vorbereitung. Um die für derartige Vorhaben 
benötigten Grundstücksflächen auch schon im Sta- 
dium der Planungen für die Vorhaben freihalten zu 
können, ist es notwendig, daß durch eine Verände- 
ruiigssperre auf den in Frage kommenden Grund- 
stücken v/esentlich wertsteigernde oder die Durch- 
führung des geplanten Vorhabens erschwerende 
Veränderungen untersagt werden können. 

B. Grundzüge des Entwurfs 

Der Entwurf enthält in Artikel 1 die vorgesehenen 
Änderungen zum Wasserhaushaltsgesetz. Artikel 2 


betrifft die übliche Beiiink lausei, A.rtikel 3 das In- 
krafttreten. 

1. Aufgrund der nach Artikel 1 Nr. 1 vorgesehenen 
Neufassung des § 3 Abs. 3 WHG sollen be- 
stimmte Einwirkungen auf Gewässer, die sich 
nachteilig auf die Beschaffenheit des Wassers 
auswirken können, auch dann erlaubnis- oder 
bewilligungspflichtige Benutzungen bleiben, 
wenn sie im Rahmen der Unterhaltung eines Ge- 
wässers vorgenommen werden. Die nach Arti- 
kel i Nin. 2 und 3 vorgesehenen Ergänzungen in 
§ 4 Abs. 2 WHG und in § 5 WHG sehen die Mög- 
lichkeit vor, den Unternehmern von Abwasser- 
einloitunrjen bestimmte, weitere Anforderungen, 
an dl nadUräglicii, aiiforlcgen zu können. 

2. Nach Artikel 1 Nr. 4 soll eine Vorschrift über 
Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Ab- 
füllen wassergefährdender Stoffe als § 19g in 
das Was.serhaushaltsgesetz eingefügt werden. Im 
woseiiLlichen ist hiernach die Ermächtigung für 
die Bundesregierung vorgesehen, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
wichtigen, weitgehend technischen Bestimmun- 
gen über die Errichtung, die Herstellung, die 
Bauart, die Werkstoffe, die Ausrüstung, die Un- 
terhaltung und den Betrieb der Anlagen zum La- 
gern und AbfüDen wassergefährdender Stoffe, 
ferner auch über ihre amtliche Prüfung und Uber- 
wadiung bundesoinheitlich treffen zu können. 

3. Nach Artikel 1 Nr. 7 soll eine Vorschrift über 
eine Ve.ründerungssperre als § 36a in das Was- 
serhaushaltsgesetz eingefügt werden. Im Vor- 
dergrund steht hierbei die Möglichkeit, schon im 
Zeitpunkt der Planungen für bestimmte Vorha- 
ben der Wasserwirtschaft eine wirksame Flä- 
chensicherung betreiben zu können. Die Fassung 
der Vorschrift lehnt sich an entsprechende Vor- 
schriften im Bundesfernstraßengesetz (vgl. § 9a) 
sowie im Bundesbaugesetz (vgl. §§14 bis 18) an. 

4. In Artikel 1 Nr. 8 sind die vorgesehenen Ände- 
rungen der Straf- und Bußgeldbestimmungen ent- 
halten. Danach soll der Straftatbesfand des § 38 
WHG von den materiell-rechtlichen Vorschriften 
des Wasserhaushaltsgesetzes gelöst werden und 
allgemein bei der schädlichen Verunreinigung 
eines Gewässers Anwendung finden. Zugleich 
soll er auf vorsätzliche Handlungen beschränkt 
werden; bei fahrlässigen Handlungen dieser Art 
gelten Bußgeldbestimmungen, wobei die Buß- 
geldandrohung allgemein auf 50 000,- DM er- 
höht werden soll. Zu § 39 sollen die Qualifizie- 
rungstatbestände erweitert werden. 
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C. Kosten 

Dem Bund entstehen durch die Novelle keine Ko- 
sten. Die Länder können durch die neuen Vor- 
schriften der §§ 19g und 36a zusätzliche Verwal- 
Limgskosten in geringfügigem Umfang haben. 


Einzelbegründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 3 Abs. 3 WHG) 

Im Rahmen von Maßnahmen, die der Unterhaltung 
eines oberirdischen Gewässers dienen, also Maß- 
nahmen der in § 28 WHG bezeichneten Art, werden 
in neuerer Zeit auch chemische Mittel eingesetzt, 
vornehmlich zur Entkrautung oder Schädlingsbe- 
kämpfung. Diese Mittel können zu schädlichen Ver- 
unreinigungen der Gewässer führen, wenn sie in 
diese eingebracht oder eingeleitet werden oder auch 
auf andere Weise in die Gewässer gelangen. Es 
ist daher notwendig, die Verwendung solcher Stoffe 
bei der Gewässerunterhaltung, die nach den der- 
zeitigen Rechtsvorschriften keiner vorherigen was- 
serbehördlichen Prüfung unterliegt, zu einer Ge- 
wässerbenutzung zu erklären. Auf diese Weise wird 
erreicht, daß auch Unterhaltungsmaßnahmen dieser 
Art als Gewässerbenutzungen nach § 2 WHG einer 
behördlichen Erlaubnis oder Bewilligung bedürfen. 
Damit ist es möglich, diese Maßnahmen aus Grün- 
den des Wohles der Allgemeinheit, insbesondere im 
Interesse der Reinhaltung der Gewässer, zu unter- 
sagen oder nur unter Auflagen und Bedingungen zu- 
zulassen (vgl. §§ 4, 6 WHG). 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 4 Abs. 2 WHG) 

Nach § 4 Abs. 1 WHG sind bei der Erteilung einer 
Erlaubnis oder Bewilligung die Benutzungsbedin- 
gungen und Auflagen zulässig, die geeignet sind, 
die mit der Gewässerbenutzung zu erwartende Be- 
einträchtigung des Wohles der Allgemeinheit oder 
nachteilige Wirkungen für Dritte zu verhüten oder 
auszugleichen. Die Benutzungsbedingungen und 
Auflagen haben die hierfür erforderlichen Anforde- 
rungen festzulegen. 

§ 4 Abs. 2 WHG enthält besondere Falle für wasser- 
rechtliche Auflagen. Bei der vorgesehenen Ergän- 
zung dieses Absatzes durch eine neue Nummer 2a 
geht es um einen solchen besonderen Fall. Hiermit 
soll z. B. die Anordnung der künstlichen Belüftung 
eines Vorfluters wegen des Einleitens schädlichen 
Abwassers ermöglicht werden, wenn diese Maß- 
nahme zum Ausgleich einer mit der Gewässerbenut- 
zung verbundenen Beeinträchtigung des Sauerstoff- 
haushalts des Gewässers notwendig ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (neuer § 5 Nr. la WHG) 

§ 5 WHG enthält für die dort unter 1 bis 3 bezeich- 
neten Fälle einen gesetzlichen Vorbehalt, nachträg- 
liche Auflagen vorschreiben zu können. Hierbei 
sind Auflagen im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 3 WHG 
sowie im Sinne des hier neu vorgeschlagenen § 4 


Abs. 2 Nr. 2a WHG bisher nicht erfaßt. Die Num- 
mer 1 des § 5 WHG erstreckt sich auf Anforderun- 
gen an die Beschaffenheit des Abwassers, nicht aber 
auf zu fordernde Maßnahmen im Vorfluter. 

Die Möglichkeit, nachträglich Auflagen im Sinne des 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2a und 3 WHG setzen zu können, ist 
im Interesse des Gewässerschutzes notwendig. Sie 
kommen bei Erlaubnissen oder Bewilligungen, die 
seit 1960 für Abwassereinleitungen erteilt werden 
konnten, in Betracht, ferner aber auch für erst zu 
erteilende Erlaubnisse oder Bewilligungen, da eine 
Anpassung der Reinhalteforderungen an die Ge- 
gebenheiten in der Zukunft möglich sein muß. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (neuer § 19g) 

Die Regelung des Absatzes 1 konkretisiert die allge- 
meinen Verbotsvorschriften der §§ 26, 34 WHG im 
Hinblick auf Anlagen zum Lagern und Abfüllen 
wassergefährdender Stoffe und ihr Zubehör. Sie 
lehnt sich eng an entsprechende Vorschriften in den 
Landesverordnungen zum Lagern wassergefährden- 
der Flüssigkeiten an (vgl. § 3 der Lagerbehälter- 
Verordnung von Nordrhein- Westfalen). Unter An- 
lagen sind hierbei auch ortsbewegliche Lagerbehäl- 
ter zu verstehen, wie z. B. ortsbewegliche, der Lage- 
rung dienende Tanks und Gefäße (vgl. Anhang I 
zur Verordnung über brennbare Flüssigkeiten vom 
5. Juni 1970- BGBl. I S. 689, 700). 

Die Bezeichnung der wassergefährdenden Stoffe ist 
nach Absatz 2 in einem Anhang zum Gesetz vorge- 
sehen. Allgemein sind als wassergefährdende Stoffe 
solche Stoffe anzusehen, die geeignet sind, Gewäs- 
ser zu verunreinigen, oder sonst in ihren Eigen- 
schaften nachteilig zu verändern (vgl. § 19a Abs. 2 
Nr. 2 WHG). Ausgangspunkt dieser Liste ist der 
Katalog, der in den Ländern für den Vollzug der 
einschlägigen Vorschriften im Wasserhaushaltsge- 
setz (vgl. §§ 26, 34) und in den Landeswassergeset- 
zen einschließlich der dazu ergangenen Ausfüh- 
rungsvorschriften als Behördenanweisung bereits 
besteht (vgl. den hessischen Erlaß über den Katalog 
w-assergefährdender Flüssigkeiten zur Verordnung 
zum Lagern wassergefährdender Flüssigkeiten vom 
29. Januar 1970, Staatsanzeiger für das Land Hessen 
1970, Seite 463 bis 466). Da es möglich sein muß, die 
Angaben entsprechend den Erfordernissen des Ge- 
wässersdiutzes zu ändern, ist in Satz 2 dieses Ab- 
satzes vorgesehen, daß dies durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates geschehen kann. Auf diesem Wege soll es 
außerdem möglich sein, den Anhang auf andere 
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wassergefährdende Stoffe zu erweitern, soweit sich 
das als nötig erweisen wird. 

Die in Absatz 3 Nr. 2, 5 und 8 enthaltenen Ermäch- 
tigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen über 
die technischen Anforderungen an die Anlagen zum 
Lagern und Abfüllen wassergefährdender Stoffe, 
ihre Errichtung, ihre Herstellung, ihre Bauart usw., 
ferner über ihre Prüfung sowie über die Erhebung 
von Gebühren und Auslagen, sind den Ermächtigun- 
gen in § t9d WHG über den Erlaß von Vorschriften 
für die Genehmigung von Rohrleistungsanlagen zur 
Beförderung wassergefährdender Stoffe sowie auch 
den Ermächtigungen in § 24 der Gewerbeordnung 
über den Erlaß von Vorschriften über die Errichtung 
und den Betrieb von Anlagen zur Lagerung, Abfül- 
lung und Beförderung brennbarer Flüssigkeiten 
nachgebildet. Zudem sind die in den Nummern 1, 
4, 6 und 7 vorgesehenen Ermächtigungen notwen- 
dig, wie sich aus den einschlägigen landesrechtlichen 
Regelungen ergibt. Um auch Regelungen über die 
Bauartzulassung von Anlagen und Anlageteilen 
ähnlich wie nach § Ha der Verordnung über brenn- 
bare Flüssigkeiten in der Fassung vom 5. Juni 
1970 (BGBl. I S. 689) erlassen zu können, ist hierzu 
als Nummer 3 eine gesonderte Ermächtigung auf- 
gencminen worden (vgl. auch § 11 Abs. 1 Nr. 3 des 
Atomgesetzes sowie § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über technische Arbeitsmittel vom 24. Juni 1968, 
BGBl. I S. 717). 

Soweit w'assergefährdende Stoffe zugleich brenn- 
bare Flüssigkeiten nach der angegebenen Verord- 
nung sind, sollen die nach § 19g Abs. 3 ergehenden 
Vorschriften den Verordnungen über brennbare 
Flüssigkeiten nach der Gewerbeordnung so weit 
wie möglich angeglichen werden. 

Nach Absatz 4 soll für die Landesregierungen oder 
die von ihnen bestimmten obersten Landesbehör- 
den die Möglichkeit bestehen, weiterhin Vorschrif- 
ten über das Lagern wassergefährdender Stoffe tref- 
fen zu können, soweit der Bund keine bundesein- 
heitlichen Vorschriften erläßt. Insoweit tritt daher 
für die Länder mit dem Inkrafttreten des § 19g noch 
keine Sperrwirkung ein. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 21 WHG) 

Im Absatz 1 soll der Satz 2 so gefaßt werden, wie 
dies in entsprechenden Überwachungsvorschriften 
heute üblich ist (vgl. z. B. § 7 Abs. 2 des Altölgeset- 
zes vom 23. Dezember 1968, BGBl. I S. 1419). In 
Satz 3 ist zusätzlich die Verpflichtung zur Erteilung 
von Auskünften aufgenommen. Dieser Zusatz stellt 
eine notwendige Ergänzung der bisher bestehenden 
Pflichten des Unternehmers einer Gewässerbenut- 
zung dar (vgl. auch in diesem Entwurf § 41 Nr. 6 
WHG). 

Der Absatz 2 ist im Hinblick auf den neu einzufü- 
genden § 19g entsprechend zu erweitern. Dabei 
dient es der Klarstellung, wenn die Pflichten der 
Eigentümer und Besitzer der Grundstücke in Satz 2 
gesondert aufgeführt werden,- für sie sind Ver- 


pflichtungen, wie erforderliche Arbeitskräfte oder 
auch Unterlagen und Werkzeuge zur Verfügung zu 
stellen, nicht vertretbar. 

Aus der Erweiterung der Absätze 1 und 2 auf die 
Erteilung von Auskünften folgt die Notwendigkeit, 
im Absatz 2a die Fälle abzugrenzen, in denen der 
Auskunftspflichtige die Auskunft verweigern kann. 
Auf die entsprechende Regelung in § 7 Abs. 3 des 
Altölgesetzes wird verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (Überschrift des Fünften Teils) 

Die bisherige Überschrift des Fünften Teiles des 
Wasserhaushaltsgesetzes lautet: „Wasserwirtschaft- 
liche Rahmenpläne, Wasserbuch". An die Stelle des 
Wortes „Rahmenpläne" soll „Planung" treten, damit 
auch der neue § 36a (vgl. Art. 1 Nr. 7 dieses Ent- 
wurfs) durch die Überschrift erfaßt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (neuer § 36a WHG) 

Bei den in Absatz 1 angegebenen Vorhaben handelt 
es sich um raumbeanspruchende Maßnahmen. Sie 
bedürfen im allgemeinen mehrjähriger Planungsvor- 
bereitungen. Wenn aufgrund von Planungen die 
Grundflächen, die für solche Vorhaben in Betracht 
kommen, festliegen, ist es schon im Planungsstadi- 
um notwendig, diese Flächen von Veränderungen, 
die die Vorhaben stören oder vereiteln könnten, 
freizuhalten. Die Vorhaben sind weitgehend orts- 
gebunden; die nach der Planung vorgesehenen 
Standorte lassen sich im allgemeinen nicht oder 
nur unter größten Schwierigkeiten ändern. 

In Anlehnung an Vorschriften über eine Verände- 
rungssperre im Bundesfernstraßengesetz (vgl. § 9a) 
richtet sich die vorgesehene Veränderungssperre 
gegen Jedermann, der auf den im Planungsgebiet 
liegenden Flächen wesentlich wertsteigernde oder 
die Durchführung des geplanten Vorhabens erheb- 
lich erschwerende Veränderungen vornehmen will. 
Neben dem Eigentümer ist eine solche Verände- 
rungssperre also auch gegenüber einem Pächter, 
Nießbraucher oder Besitzer wirksam. 

Als Vorhaben im Sinne des Absatzes 1 sind vor- 
nehmlich die Ausweisung zukünftiger Grundwasser- 
gowinnungsgebiete, der Bau von Abwasseranlagen, 
der Bau von Talsperren, Wasserspeichern und 
Rückhaltebecken, die Freihaltung von Retensions- 
räuraen und die Änderung oder Verlegung eines 
Flußbettes zu nennen. Hierfür ist aber der Erlaß 
einer Veränderungssperre mit den vorgesehenen 
Wirkungen für Jedermann nur gerechtfertigt, wenn 
diese Vorhaben im öffentlichen Interesse erforder- 
lich sind. Eine solche Einschränkung ist daher hier 
ebenso wie in der vergleichbaren Vorschrift des 
§ 104b Abs. 1 des Niedersächsischen Wassergeset- 
zes, zuletzt geändert durch das Dritte Gesetz zur Än- 
derung und Ergänzung des Niedersächsischen Was- 
sergesetzes vom 25. Juni 1970 (Nds. GVBl. 1970 
Ausgabe A S. 265) enthalten. 

Die Veränderungssperre wird durch Rechtsverord- 
nung festgelegt. Für die vorausgehende Planung gilt 
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auch in diesem Fall, daß die Planung und andere 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen nach 
§ 4 Abs. 5 des Rauniordnungsgesetzes mit den dort 
genannten Stellen abzustimmen sind. Dies soll durch 
den Satz 2 im Absatz 1 klargestellt werden. 

Die Veränderungssperre soll sich in Anlehnung an 
die genannte Vorschrift des Bundesfernstraßenge- 
setzes und auch die Vorschriften über eine Ver- 
änderungssperre im Bundesbaugesetz (vgl. §§ 14 
bis 18) im Rahmen der verfassungsrechtlich zuläs- 
sigen Bindung des Eigentums halten. Neben der 
zeitlidien Begrenzung (vgl. Absatz 3) stehen inhalt- 
liche Einschränkungen. So ist vorgesehen, daß 

a) nur wesentlich wertsteigernde oder erheblich er- 
sdiwerende Veränderungen verboten werden 
können (vgl. Absatz 1), 

b) Veränderungen im Sinne des Absatzes 2 unbe- 
rührt bleiben und 

c.) unter den in Absatz 4 genannten Voraussetzun- 
gen Ausnahmen von der Veränderungssperre 
zugelassen werden können. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (§§ 38, 39, 40 und 41 WHG) 

a) § 38 WHG (schädliche Verunreinigung eines Ge- 
wässers) 

In Ubereinstimnuing mit den Änderungsvorschlä- 
gen, die im wasserrechtlichen Schrifttum zu die- 
ser Strafvorschrift vorliegen (vgl. besonders 
Kohlhaas in Zeitschrift für Wasserwirtschaft 
1968 Heft 1 S. 163 ff.) soll der Tatbestand des 
§ 38 WHG auf Fälle von Gewässerverunreini- 
gungen erweitert werden, bei denen es sich nicht 
um Benutzungen im Sinne des § 3 WHG oder 
um Verstöße gegen die §§ 26, 34 WHG handelt. 
Eine Änderung der verwaltungsrechtlichen Ge- 
bote und Verbote des Wasserhaushaltsgesetzes 
erscheint dabei nicht erforderlich. 

Durch die vorgesehene allgemeine Fassung dos 
§ 38 Abs. 1 WHG wird erreicht, daß jeder, der 
ein Gewässer schädlich verunreinigt oder sonst 
in seinen Eigenschaften nachteilig verändert, mit 
Strafe bedroht ist, so z. B. auch derjenige, der öl 
umpumpt oder Benzin aus einem Tankfahrzeug 
auslaufen läßt, ferner auch der sog. mittelbare 
Einleiter. Bei dem mittelbaren Einleiter in die 
Gewässer, vornehmlich also bei der Einleitung 
von Abwasser über eine gemeindliche Kanali- 
sation, ist derzeit streitig, ob der Tatbestand des 
§ 38 WHG gegeben ist. Die Rechtsprechung hat 
diese Frage im allgemeinen bejaht (vgl. BayOb- 
LG vom 22. Dezember 1966 im Bay. VBL. 1967 
S. 211, OLG Karlsruhe vom 28. Dezember 1965 
NJW 1966 S. 559 und vom 9. Februar 1967 NJW 
1967 S. 1334), das wmsserrechtliche Schrifttum 
weitgehend verneint (vgl. Friesecke, „Strafbare 
Gewässerveriinreinigung in mittelbarer Täter- 
schaft?" NJW 1965 S. 199). 

Wie bisher soll sich indes die Strafvorschrift nicht 
auf befugte Benutzungen erstrecken. In diesen 


Fällen ist die Einwirkung auf das Gewässer durch 
eine wasserrechtliche Erlaubnis oder Bewilligung 
oder auch durch ein altes Recht oder eine alte 
Befugnis abgesichert. 

Die Beschränkung des § 38 WHG auf vorsätzliche 
Handlungen trägt dem Bestreben, mit der Straf- 
vorschrift nur Fälle zu erfassen, die als kriminel- 
les Unrecht anzusehen sind, Rechnung. In fahr- 
lässigen Handlungen dieser Art sind Ordnungs- 
widrigkeiten zu sehen (vgl. § 41 Abs. 1 WHG). 
Soweit durch vorsätzliche oder auch fahrlässige 
Handlungen nach § 38 WHG bestimmte, schwer- 
wiegende Folgen eintreten, gilt § 39 WHG. 

Die in Absatz 2 zusätzlich angegebenen Voraus- 
setzungen wirken sich straferhöhend aus. Es ist 
als besonders verwerflich anzusehen, wenn eine 
schädliche Gewässerverunreinigung mit derarti- 
ger Absicht begangen wird. Für diese Fälle er- 
scheint die Strafandrohung in Absatz 1 als nicht 
ausreichend. 

b) § 39 WHG (Gefährdung und Beeinträchtigung 
durch schädliche Verunreinigung) 

Bei dem qualifizierten Tatbestand des § 39 WHG 
geht es um den Schutz besonderer Rechtsgüter. 
In Anlehnung an ähnliche Strafvorschriften im 
Strafgesetzbuch (vgl. z. B. § 315b StGB) sollen 
neben die Tatbestandsmerkmale „das Leben oder 
die Gesundlieit eines anderen" die weiteren 
Merkmale „eine fremde Sache von bedeutendem 
Wert, die öffentliche Wasserversorgung oder 
eine staatlidi anerkannte Heilquelle" treten. 
Beim Eindringen gesundheitsschädlicher Stoffe 
in ein Wassereinzugsgebiet einer gemeindlichen 
Trinkwassergewinnung wird z. B. noch keine 
Gefährdung von Leben oder Gesundheit eines 
anderen oder einer fremden Sache vorliegen, 
wohl aber eine Gefährdung der öffentlichen 
Wasserversorgung. Ferner ist in diese Strafvor- 
schrift auch der Fall einzubeziehen, daß der Täter 
durch sein Handeln Nutzungen an einem Ge- 
wässer, d. h. die zVusübung von Benutzungen im 
Sinne des § 3 wie auch die Ausübung des Ge- 
meingebrauchs oder sonstiger Nutzungen, für 
längere Zeit unmöglich macht. 

Nach Absatz 2 wird der Versuch in die Straf- 
androhung einbezogen, wie dies in Strafvor- 
schriften dieser Art üblich ist (vgl. z. B. § 3t5b 
Abs. 2 StGB), 

Nach Absatz 3 soll die Strafandrohung bei fahr- 
lässiger Tatbegehung wie bisher bleiben, und 
zwar sowohl für den Fall, daß der Täter nur die 
Gefahr oder die Beeinträchtigung fahrlässig ver- 
ursacht, wie auch für den Fall, daß er zugleich 
auch fahrlässig handelt (vgl. z. B. § 315a Abs. 3 
StGB). 

c) § 40 WHG (Verletzung der Geheimhaltungs- 
pflicht) 

Die Vorschrift wird an die Fassung gleichartiger 
Vorschriften in anderen Gesetzen angepaßt (vgl. 
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z. B. § 9 des Altölgesetzes vom 23. Dezember 
1968, BGBl. I S. 1419). 

d) § 41 (Ordnungswidrigkeiten) 

über die bisherigen Ordnungswidrigkeiten hin- 
aus werden hier nach im Absatz 1 sämtliche nach 
§ 38 Abs. 1 WHG erfaßten Handlungen, die fahr- 
lässig begangen werden, zu Ordnungswidrig- 
keiten erklärt, ferner auch nach Absatz 2 Nr. 9 
der unbefugte Ausbau eines oberirdischen Ge- 
wässers. In den Fällen des Absatzes 1 ist stets 
Voraussetzung, daß ein Gewässer schädlich ver- 
unreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften 


nachteilig verändert wurde, in den Fällen des 
Absatzes 2 jedoch nicht. Im übrigen sind die 
einzelnen Ziffern des Absatzes 2 der heute übli- 
chen Fassung solcher Vorschriften angeglichen 
worden. 

Der Höchstbetrag der Geldbuße nach Absatz 3 
soll erheblich gegenüber dem Höchstbetrag von 
1000,- DM nach § 13 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten (OWiG) heraufgesetzt wer- 
den. Dies ist im Interesse der Ordnung des Was- 
serhaushalts, insbesondere des Schutzes der Ge- 
wässer gegen Verunreinigung, erforderlich. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zu Artikel 1 vor Nummer 1 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 
01 einzufügen: 

,01. In die Überschrift des Gesetzes wird nach 
dem Wort „Wasserhaushaltsgesetz" in die 
Klammer die Abkürzung WHG einge- 
fügt.' 

Begründung 

Das Wasserhaushaltsgesetz wird von Gerichten 
und Verwaltungsbehörden mit unterschiedlichen 
Abkürzungen zitiert (WHG und WasHG). In den 
Länderwassergesetzen wird überwiegend die Ab- 
kürzung „WHG" verwendet. Um eine einheitliche 
Abkürzung zu erreichen, ist eine entsprechende 
Beifügung in der Überschrift zweckmäßig. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 5) 

Unter Nummer 3 ist in § 5 Nr. la der Hinweis 
„§ 4 Abs. 2 Nr. 2a und 3" durch den Hinweis „§ 4 
Abs. 2 Nr. 2, 2a und 3" zu ersetzen. 

Begründung 

Es hat sich als notwendig erwiesen, auch nach- 
träglich die Bestellung eines verantwortlichen Be- 
triebsbeauftragten vornehmen zu können. Dies 
war seither im Wasserhaushaltsgesetz nicht vor- 
gesehen. 

3. Zu Artikel 1 hinter Nummer 3 (§ 19) 
und Nummer 8 (§ 41) 

Hinter Nummer 3 ist folgende Nummer 3a einzu- 
fügen: 

,3a. In § 19a Abs. 3 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Sonstige Änderungen der Rohrleitungsan- 
lage oder ihres Betriebs sind rechtzeitig vor 
Ausführung der Maßnahmen der nach Ab- 
satz 1 zuständigen Behörde anzuzeigen. Die 
Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates be- 
stimmte Änderungen, die sich auf die Sicher- 
heit der Anlage nicht auswirken, von der 
Anzeigepflicht ausnehmen.'" 

und unter Nummer 8 ist in § 41 Abs. 2 Nr. 3 das 
Wort „wesentlich" durch die Worte „ohne Geneh- 
migung oder Anzeige" zu ersetzen. 


Begründung 

Die bisherigen Erfahrungen bei der Überwachung 
von Fernleitungen haben gezeigt, daß die zustän- 
digen Behörden über alle Änderungen an Fern- 
leitungen, die deren Sicherheit beeinträchtigen 
können, unterrichtet sein müssen. Oft kann erst 
auf der Grundlage dieser Anzeigen entschieden 
werden, ob eine genehmigungspflichtige Ände- 
rung vorliegt oder ob und welche Auflagen und 
Bedingungen gestellt werden müssen. Da jedoch 
gewisse regelmäßig notwendige Wartungs- und 
Instandsetzungsarbeiten, die auch eine Änderung 
der Anlage darstellen können, ebenso wie ge- 
wisse Betriebsänderungen die Sicherheit der An- 
lage nicht beeinträchtigen, kann dort zur Vermei- 
dung unnötigen Verwaltungsaufwands auf eine 
Anzeige verzichtet werden. Im Hinblick auf den 
Umfang der zu treffenden Regelung ist es zweck- 
mäßig, diese Bestimmungen in einer Rechtsver- 
ordnung zu treffen, die kurzfristig an die rasche 
technische Entwicklung angepaßt werden kann. 

Von der Anzeigepflicht können z. B. Wartungs- 
arbeiten, die keinen Eingriff in das Rohrleitungs- 
system erfordern (z. B. Anstrich- und Reinigungs- 
arbeiten), ausgenommen werden. 

Die Änderung des § 41 ist als Folge der Änderung 
des § 19a Abs. 3 notwendig. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 19 g), Nr. 5 (§ 21), Nr. 8 (§ 41) 
und dem Anhang 

Es sind Nummer 4 zu streichen, 

unter Nummer 5 Buchstabe b in § 21 Abs. 2 die 

Nummer 2 zu streichen, 

unter Nummer 8 in § 41 Abs. 2 Nr. 4 die Worte 
„19g Abs. 3 Nr. 1 bis 7 oder Abs. 4" zu streichen 
und 

der Anhang zu § 19 g Abs. 2 zu streichen. 
Begründung 

A. Für die in Nummer 4 vorgesehenen Regelun- 
gen über „Anforderungen an Anlagen zum La- 
gern und Abfüllen wassergefährdender Stoffe" 
besteht kein Bedürfnis im Sinne des Artikels 
75 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 72 Abs. 2 
GG. 

1. Alle Länder, ausgenommen die Stadtstaa- 
ten Bremen und Hamburg, haben in Aus- 
füllung der §§ 26 und 34 des Wasserhaus- 
haltsgesetzes auf Grund ihrer Landeswas- 
sergesetze bereits Verordnungen über das 
Lagern und Abfüllen wassergefährdender 
Flüssigkeiten erlassen, die hinsichtlich 
ihrer materiellen Regelungen so weitge- 
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hend übereinstimmen, daß es bisher zu 
keinen ungerechtfertigten unterschiedlichen 
Belastungen der Staatsbürger oder der be- 
troffenen Gewerbebetriebe gekommen ist. 
Der Hinweis in Buchstabe A der Begrün- 
dung des Gesetzentwurfs auf eine „vielfäl- 
tige Verschiedenheit der bestehenden Län- 
derregelungen" ist unzutreffend. Richtig ist 
vielmehr, daß auch die Anwendung der 
landesrechtlichen Vorschriften durch eine 
Sachverständigengruppe der Länder so ko- 
ordiniert wird, daß entsprechend den ört- 
lichen Gegebenheiten materiell gleiche An- 
forderungen gestellt werden. In den Stadt- 
staaten Bremen und Hamburg wurde bis- 
her eine materiell gleichartige Behandlung 
im Vollzug des Baurechts erreicht. Bremen 
hat noch für dieses Jahr den Erlaß einer 
Lagerverordnung angekündigt. Soweit for- 
melle Unterschiede in den Länderregclun- 
gen bestehen, sind sie durch den notwen- 
digen Zusammenhang mit den baurecht- 
lichen und feuerschutzrechtlichen Vor- 
schriften bedingt (vgl. Ziffer 3). 

2. Soweit für nichtflüssige wassergefährdende 
Stoffe im neuen § 19g Regelungen enthal- 
ten sind, hat sich bisher im Wasserrecht 
keine zwingende Notwendigkeit für über 
die §§ 26 und 34 WHG und die bestehenden 
landesgesetzlichen Regelungen hinausge- 
hende Vorschriften gezeigt. Soweit es sich 
hierbei um Abfälle handelt, werden solche 
Stoffe von den zur Zeit auf diesem Gebiet 
vorliegenden Gesetzentwürfen erfaßt. Für 
den verbleibenden Rest genügen die vor- 
handenen Vorschriften. 

3. Eine bundeseinheitliche Regelung der La- 
gerung und Abfüllung wassergefährdender 
Stoffe würde auch den bestehenden Zusam- 
menhang der wasserrechtlichen Vorschrif- 
ten der Länder mit den baurechtlichen Vor- 
schriften verkennen. Bei den Anlagen im 
Sinne des § 19g handelt es sich überwie- 
gend um bauliche Anlagen im Sinne der 
Länderbaugesetze, die den hierfür vorge- 
schriebenen Genehmigungsverfahren und 
den materiellen baurechtlichen Anforde- 
rungen unterliegen. 

Die im Interesse einer Verwaltungsverein- 
fadiung liegende Möglichkeit, bau- und 
wasserrechtliche Vorschriften landesrecht- 
lich zusammenzufassen, würde durch die 
vorgesehene Ermächtigung der Bundesre- 
gierung verhindert. 

B. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ist 
aus Artikel 75 Nr. 4 GG (Wasserhaushalt) und 
aus Artikel 74 Nr. 1 GG (Strafrecht) zu beja- 
hen. Nach der Begründung zu dem Entwurf 
geht es in erster Linie um den Schutz der Ge- 
wässer vor Verunreinigungen. Die rechtliche 


Ordnung des Wasserhaushalts umfaßt die Re- 
geln für die haushälterische Bewirtschaftung 
des in der Natur vorhandenen Wassers nach 
Menge und Güte (BVerfGE 15, 15). Artikel 74 
Nr. 11 GG (Recht der Wirtschaft) gibt dem 
Bund möglicherweise beschränkt Befugnisse 
zur Regelung von Teilen der Wassergüter- 
wirtschaft (BVerfGE 15, 24). Da hier der Schutz 
der Gewässer im Vordergrund steht, kommt 
jedoch eine Kompetenz aus Artikel 74 Nr. 11 
GG nicht in Frage. Der Entwurf betrifft die 
Wassergütewirtschaft. 

Der Entwurf stellt in Artikel 1 Nr. 4 (§ 19g) 
keine Rahmenregelung mehr dar. Die Rahinen- 
kompetenz des Bundes gestattet es zwar, einen 
Teil einer in Artikel 75 GG aufgeführten Ma- 
terie abschließend und mit unmittelbarer Gel- 
tung zu regeln, solange die bundesrechtliche 
Regelung als ganzes Rahmencharakter behält 
und der Ausfüllung durch die Länder fähig 
bleibt (vgl. BVerfGE 4, 129). Es ist nicht mög- 
lich, in ein Rahmengesetz eine komplette Re- 
gelung über das Lagern und Abfüllen wasser- 
gefährdender Stoffe einzufügen. Sie ist, wenn 
die vorgesehenen Verordnungen der Bundes- 
regierung einbegriffen werden, erschöpfend 
und keiner Ausfüllung mehr fähig. 

Der Bundesrat hat zwar in seiner Stellung- 
nahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Grundgesetzes (Artikel 74 GG - Um- 
weltschutz) - BR-Drucksache 288/70 (Beschluß) - 
ausgeführt, eine Regelung der Lagerung was- 
sergefährdender Flüssigkeiten könnte im Rah- 
men einer Änderung des Wasserhaushalts- 
gesetzes entsprechend der Regelung der Be- 
wirtschaftung solcher Stoffe verwirklicht wer- 
den, ohne daß der rahmenrechtliche Charakter 
des Wasserhaushaltsgesetzes darunter leiden 
würde. Der Entwurf geht jedoch über die vom 
Bundesrat umschriebene Möglichkeit hinaus. 
Er umfaßt auch Anforderungen an Anlagen 
zum Abfüllen wassergefährdender Stoffe. Die 
Vollregelung ergibt sich z. B. aus § 19g Abs. 2, 
wobei der Anhang zu dem Entwurf alle was- 
sergefährdenden Stoffe enthält. 

Der Antrag der Bundesregierung, dem Bund 
die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
für die Materie „Wasserhaushalt" zu geben 
(Artikel 74 GG - Umweltschutz) - BR-Druck- 
sache 288/70 - hat im Bundesrat im ersten 
Durchgang keine Mehrheit gefunden. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 21) 

Unter Nummer 5 ist Buchstabe c zu streichen. 

Begründung 

Es besteht keine Veranlassung, in den Gesetz- 
entwurf eine Bestimmung aufzunehmen, die auch 
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der vorliegende Entwurf eines Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes nicht kennt (vgl. § 18 des Ent- 
wurfs eines Verwaltungsverfahrensgesetzes). 

6. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 36a) 

a) Unter Nummer 7 sind in § 36a Abs. 1 Satz 1 
die Worte „Abwasserbehandlung oder Abwas- 
sereinleitung" durch das Wort „Abwasserbe- 
seitigung" und die Worte „im öffentlichen 
Interesse erforderlich sind" durch die Worte 
„dem Wohl der Allgemeinheit dienen" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die Begriffe „Abwasserbehandlung" und „Ab- 
wassereinleitung" sind zu eng; insbesondere 
würden hiervon nicht Hauptsammler erfaßt. Es 
soll deshalb der Oberbegriff „Abwasserbesci- 
tigung" verwendet werden. 

Im Wasserhaushaltsgesetz wird in anderen 
Bestimmungen (vgl. z. B. die §§ 6, 8 Abs. 3 und 
§ 12 WHG) der Begriff „Wohl der Allgemein- 
heit" gebraucht, der auch hier verwendet wer- 
den soll. Außerdem muß es für die Verände- 
rungssperre wie auf anderen Rechtsgebieten 
genügen, daß das Vorhaben dem Wohl der 
Allgemeinheit dient. Es kann in diesem Sta- 
dium noch keine Prüfung angestellt werden, 
ob das erst noch zu konkretisierende Vorha- 
ben bereits im öffentlichen Interesse „erfor- 
derlich" ist. 

b) Unter Nummer 7 sind in § 36a Abs. 3 Satz 2 
vor dem Wort „um" die Worte „durch Rechts- 
verordnung" einzufügen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§§ 38, 39 und 41) 

a) Unter Nummer 8 sind in den Überschriften zu 
§§ 38 und 39 jeweils das Wort „schädliche" so- 
wie in § 38 Abs. 1 das Wort „schädlich" zu 
streichen. 

Begründung 

Der Begriff „schädliche Verunreinigung" in 
§ 38 hat dazu geführt, daß diese Strafbestim- 
mung, die im Interesse der Gewässerreinhal- 
tung erlassen worden ist, in der Vergangen- 
heit für den Gewässerschutz praktisch unwirk- 
sam geblieben ist. Die Rechtsprechung der In- 
stanzgeridite geht nämlich im allgemeinen 
dahin, daß eine schädliche Verunreinigung 
eine über die Verunreinigung des Gewässers 
hinausgehende Beeinträchtigung der konkre- 
ten Nutzung des Gewässers voraussetze. Da- 
bei wird darauf abgestellt, ob Wasserwerke 


einen Ausfall hatten oder einen erhöhten Auf- 
bereitungsaufwand in Kauf nehmen mußten, 
ob Fische verendet sind oder der Erholungs- 
wert des Gewässers durch starke Geruchs- 
belästigung weggefallen ist. Vorn Standpunkt 
der Wasserwirtschaft aber ist die Verunreini - 
gung eines Gewässers immer schädlich. Die 
Verunreinigung ist danach als Unteriall der 
nachteiligen Veränderung der Eigenschaften 
des Gewässers zu verstehen. Der Streichungs- 
vorschlag will aber erreichen, daß auch die 
Rechtsprechung hiervon ausgeht. 

b) Unter Nummer 8 sind in § 38 folgender Ab- 
satz la einzufügen: 

„(la) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und 
Geldstrafe oder eine dieser Strafen." 

und in § 41 der Absatz 1 sowie in Absatz 2 
eingangs das Wort „auch" zu streichen. 

Begründung 

Die fahrlässige Gewässerverunreinigung war 
bisher nach § 38 Abs. 2 WHG „mit Freiheits- 
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld- 
strafe bestraft". Es besteht bei den für den 
Gewässerschutz Verantwortlichen weitgehend 
Übereinstimmung, daß die bisherigen Straf- 
vorschriften auf dem Gebiet des Gewässer- 
schutzes im Verhältnis zu anderen Straftaten 
einen zu milden Strafrahmen aufwiesen. Das 
gilt auch für die fahrlässige Gewässerverun- 
reinigung nach § 38 WHG, die wohl als zah- 
lenmäßig am häufigsten vorkommendes De- 
likt auf dem Gebiet der wasserrechtlichen 
Strafvorschriften zu werten ist. Vorsätzliche 
Gewässerverunreinigungen nach den §§ 38 
und 39 WHG sind nur schwer nachweisbar. Die 
in § 38 des Gesetzentwurfs in Verbindung mit 
§ 41 WHG vorgesehene Umwandlung des bis- 
herigen relativ niedrigen Strafrahmens in eine 
Geldbußvorschrift ist deshalb nicht vertretbar. 
Sie würde dazu führen, daß fast nur noch Geld- 
bußen in Betracht kämen und damit die Bedeu- 
tung des Gewässerschutzes abgewertet würde. 

In Übereinstimmung mit § 49 des Entwurfs 
eines Bundes-Immissionsschutzgesetzes sollte 
die fahrlässige Begehungsweise des § 38 einen 
Straftatbestand darstellen und nicht lediglich 
als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Der 
Wert des zu schützenden Rechtsguts, die Ge- 
fährlichkeit und soziale Schädlichkeit der 
Rechtsverletzung gebieten es, die fahrlässige 
Begehungsweise mit Strafe zu ahnden. 

Die Änderung des § 41 ist als Folge der 
Änderungen des § 38 notwendig. 

c) Unter Nummer 8 sind in § 38 Abs. 2 Satz 1 
die Worte „bis zu drei Jahren" durch die 
Worte „von drei Monaten bis zu fünf Jahren" 
zu ersetzen. 
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Begründung 

Wegen der Bedeutung des Gewässerschutzes 
für das Wohl der Allgemeinheit sollten gerade 
aus Eigennutz begangene Gewässerverunrei- 
nigungen nicht zu milde bestraft werden. Der 
in Absatz 2 vorgesehene Strafrahmen sollte 
deshalb wie vorgeschlagen erhöht werden. 

d) Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens den 
Ausdruck „Nutzungen“ in § 39 Abs. 1 Nr. 2 zu 
konkretisieren, insbesondere klarzustellen, ob 
eine Beeinträchtigung jeglicher Nutzung vor- 
liegen muß. 

Weiterhin sollte wegen der Bedeutung des 
Gewässerschutzes erwogen werden, eine Min- 
deststrafe von sechs Monaten einzuführen. 

e) Unter Nummer 8 sind hinter § 39 folgender 
§ 39a einzufügen: 

„§39a 

Gefährdung eines Gewässers 

(1) Wer einer Vorschrift des § 26 Abs. 2, 
des § 32b oder des § 34 Abs. 2 über das La- 
gern, Ablagern oder Befördern von Stoffen 
zuwiderhandelt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die 
Strafe Geldstrafe.“ 

und 

in § 41 Abs. 2 die Nummer 7 wie folgt zu fas- 
sen: 

„7. entgegen § 26 Abs. 1 feste Stoffe in ein 
Gewässer zu dem Zweck einbringt, sich 
ihrer zu entledigen.“ 

Begründung 

Zuwiderhandlungen gegen § 26 Abs. 2, § 32b 
oder § 34 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz sollen 
nicht lediglich als Ordnungsunrecht bewertet 
werden. Ein Verstoß gegen die genannten 
Vorschriften setzt voraus, daß die Reinhaltung 
eines Gewässers im Einzelfall gefährdet wird. 
Die Arsenschlammaffäre hat gezeigt, welche 
schwerwiegenden Gefahren für die Bevölke- 
rung entstehen können, wenn Stoffe so abge- 


lagert werden, daß eine Verunreinigung von 
Gewässern zu befürchten ist. Es erscheint nicht 
gerechtfertigt, daß z. B. derjenige, der Abfall- 
stoffe verbotswidrig ablagert, nur deshalb 
nicht strafbar ist, weil der von ihm vorausseh- 
bare Erfolg - eine Verunreinigung von Gewäs- 
sern - durch Maßnahmen der zuständigen Be- 
hörden abgewendet worden ist. 

f) Unter Nummer 8 ist in § 41 Abs. 2 die Num- 
mer 9 wie folgt zu fassen: 

„9. ohne einen oder entgegen einem nach 
§ 31 Abs. 1 festgestellten oder genehmig- 
ten Plan einen Ausbau vornimmt oder 
einer mit der Planfeststellung oder Ge- 
nehmigung verbundenen Auflage zu- 
widerhandelt." 

Begründung 

Der Wortlaut der Regierungsvorlage würde 
den wichtigen Fall nicht erfassen, daß zwar ein 
Planfeststellungsverfahren durchgeführt, die 
Planfeststellung aber abgelehnt wurde. Außer- 
dem soll wie bei den Benutzungen auch die 
Zuwiderhandlung gegen Auflagen bewehrt 
werden. 

g) Unter Nummer 8 ist in § 41 Abs. 3 das Wort 
„fünfzigtausend" durch das Wort „hunderttau- 
send“ zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an die entsprechende Regelung in 
§ 48 Abs. 3 des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes (BR-Drucksache 437/71). 

8. Zu Artikel 2 Satz 2 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund des Wasser- 
haushaltsgesetzes oder dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes.“ 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Artikel 1 vor Nr. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2. (Artikel 1 Nr. 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3. (Artikel 1 hinter Nr. 3) 

Den Vorschlägen wird in der Sache, nicht aber in 
der vorgeschlagenen Form zugestimmt. 

Änderungen einer Rohrleitungsanlage oder des Be- 
triebs einer solchen Anlage, die die Sicherheit der 
Anlage beeinträchtigen können, sind als wesentliclie 
Änderungen anzusehen und damit durch die Geneh- 
migungspflicht des § 19a Äbs. 3 WHG bereits erfaßt. 
Für sonstige Änderungen einer solchen Änlage oder 
ihres Betriebs erscheint die Einführung einer An- 
zeigepflicht im Gesetz zu weitgehend. Eine derartige 
Anzeigepflicht ist auch in der Gewerbeordnung nicht 
enthalten. Nach Auffassung der Bundesregierung 
kann den Vorschlägen des Bundesrates jedoch da- 
durch Rechnung getragen werden, daß die Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen in § 19d 
WHG durch folgende Nummer la ergänzt wird: 

„la. die Anzeige für die nicht genehmigungsbedürf- 
tige Änderung der Änlagen oder ihres Be- 
triebs,". 

In der Rechtsverordnung nach § 19d WHG, die nach 
dem Umweltprogramm der Bundesregierung dem- 
nächst vorgelegt werden soll, kann dann auch gene- 
rell bestimmt werden, welche Änderungen der Rohr- 
leitungsanlage oder ihres Betriebs, die nicht bereits 
als wesentliche Änderung einer Genehmigung nach 
§ 19a Äbs. 3 WHG bedürfen, der zuständigen Be- 
hörde vor der Äusführung anzuzeigen sind. In der 
Übergangszeit wird die den Behörden gegebene 
Möglichkeit genügen, im Einzelfall durch Äuflagen 
im Rahmen der Genehmigung oder durch nachträg- 
liche Äuflagen die Änderungen zu bestimmen, die 
anzuzeigen sind oder auch einer Sachverständigen- 
prüfung bedürfen. Im übrigen ist vorgesehen, die in 
den Ländern eingeführte, vom Bundesministerium 
für Ärbeit und Sozialordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Innern und dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen erlassene 
„Richtlinie für Fernleitungen zum Befördern gefähr- 
dender Flüssigkeiten" (RFF) durch Konkretisierung 
der Begriffe „wesentliche Änderung" und „sonstige, 
insbesondere prüfungsbedürftige Änderung" zu er- 
gänzen; die Ärbeiten hieran stehen kurz vor dem 
Abschluß. 


Zu 3. (Artikel 1 Nr. 8) 

In Verbindung mit dem vorangehenden Vorschlag 
der Bundesregierung, in § 19d WHG eine neue Num- 
mer la einzufügen, ist es notwendig, in der Nummer 
4 des § 41 Abs. 2 WHG hinter „§§ 19d Nr. 1" einzu- 
fügen: „, la". 

Zu 4. (Artikel 1 Nr. 4, Nr. 5, Nr. 8 und Anhang) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Entgegen den Ausführungen des Bundesrates be- 
steht ein Bedürfnis für die bundeseinheitliche Rege- 
lung der Anforderungen an Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen wassergefährdender Stoffe. 

1. Die hier zu treffenden Regelungen sind weitge- 
hend technisches Recht. In diesem Bereich stellen 
bekanntlich von Land zu Land unterschiedliche 
Regelungen sowohl für Hersteller und Händler 
als auch für die Betreiber von Anlagen eine durch 
Wettbewerbsverzerrungen und durch Rechtsun- 
sicherheit gekennzeichnete Belastung dar. Wie 
aus einer vom Bundesminister des Innern erstell- 
ten Synopse über die bestehenden Lagerverord- 
nungen der Länder ersehen werden kann, gibt es 
bereits zum Geltungsbereich vielfältige Unter- 
schiede, ferner auch bei den Regelungen über die 
Anforderungen sowie über die Prüfung und Über- 
wachung durch Sachverständige. Dem technischen 
Fortschritt auf dem Gebiet der Lagertanks und 
ihres Zubehörs kann zum Teil nur mit Ausnahme- 
genehmigung im Einzelfall Rechnung getragen 
werden. 

2. Die bislang bereits erlassenen landesrechtlichen 
Vorschriften über das Lagern wassergefährden- 
der Stoffe reichen - vorwiegend für den indu- 
striellen und gewerblichen Bereich - nicht aus. Es 
geht nicht an, diese Vorschriften auf Flüssigkei- 
ten oder gar - wie in Nordrhein-Westfalen und 
in Niedersachsen - auf Mineralöle und Mineral- 
ölprodukte zu beschränken. Vielmehr müssen im 
Interesse eines wirksameren Gewässerschutzes 
sämtliche wassergefährdenden Flüssigkeiten, fer- 
ner auch wassergefährdende feste Stoffe und 
Gase erfaßt werden, wenn man bedenkt, daß im 
Jahre 1970 z. B. rund 38 000 T reine Cyanide und 
rund 250 000 T Phenole in der Bundesrepublik 
produziert wurden und sich die Produktion von 
Oxiden und Sauerstoffsäuren des Phosphors seit 
1960 mehr als verdreifacht hat. 

3. Wie allein der Erlaß der Lagerverordnungen in 
den Ländern beweist, reicht auch das Baurecht 
der Länder nicht aus. Ein Zusammenhang der 
Vorschriften in diesen Lagerverordnungen mit 
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dem Bauredit, der einer bundeseinheitlidien Re- 
gelung dieser Materie ernstlich entgegenstehen 
könnte, ist nicht gegeben. Die meisten Lagerver- 
ordnungen enthalten keinerlei Verweisungen auf 
das Landesbaurecht. Statt dessen wird aber in 
allen Lagerverordnungen auf die Verordnung 
über brennbare Flüssigkeiten, d. h. also auf ein- 
schlägige bundesrechtliche Regelungen, verwie- 
sen. Außer der Verordnung über brennbare Flüs- 
sigkeiten besteht im übrigen eine Reihe weite- 
rer Bundesvorschriften, wie z. B, die Aufzugs- 
verordnung vom 28. September 1971 (BGBl. I 
S. 1763), die bestimmte Regelungen über bauliche 
Anlagen enthalten. 

Darüber hinaus ist das Bedürfnis, für diesen Bereich 
neue bundeseinheitliche Vorschriften zu schaffen, 
aus internationaler Sicht gegeben. Erst auf der 
Grundlage solcher Vorschriften wird es möglich sein, 
im Rahmen internationaler oder supranationaler Or- 
ganisationen auf eine entsprechende Harmonisierung 
der einschlägigen Vorschriften drängen zu können. 
Die Bundesregierung stimmt im Ergebnis mit dem 
Bundesrat darin überein, daß es zweifelhaft sein 
könnte, ob die angestrebte Regelung noch durch die 
Rahmenkompetenz des Artikel 75 Nr. 4 GG gedeckt 
ist. Diese verfassungsrechtlichen Bedenken sind je- 
doch ausgeräumt, sobald der von der Bundesregie- 
rung im Deutschen Bundestag eingebrachte Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Grund- 

gesetzes vom 20. Oktober 1970 (BT-Drucksache VI/ 
1298) verabschiedet ist, der u. a. eine Erweiterung 
des Katalogs der konkurrierenden Gesetzgebungs- 
kompetenzen und das Gebiet des Wasserhaushalts 
zum Inhalt hat. 

Zu 5. (Artikel 1 Nr. 5) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Regelung entspricht einem allgemein anerkann- 
ten rechtsstaatlichen Prinzip. Sie ist in zahlreichen 
Bundesgesetzen enthalten. Der entsprechenden Vor- 
schrift in § 44 Abs. 5 des Entwurfs eines Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (Bundesrats-Drucksache 
437/71) hat der Bundesrat nicht widersprochen. 

Die Bundesregierung hat auch nicht etwa im Entwurf 
eines Verwaltungsverfahrensgesetzes (BT-Druck- 
sache VI/ 1173) eine andere Auffassung vertreten. 
Nach § 18 Abs. 2 Satz 1 EVwVfG sollen die Beteilig- 
ten bei der Ermittlung des Sachverhaltes mitwirken. 
Eine weitergehende Pflicht, insbesondere eine Aus- 
sagepflicht, besteht nach § 18 Abs. 2 Satz 3 nur, 
soweit sie durch Rechtsvorschrift besonders vorge- 
sehen ist. Da der Entwurf eines Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes also in § 18 eine Aussagepflicht aus- 
drücklich nicht vorsieht, sondern sie anderweitiger 
Regelung vorbehält, war diese Vorschrift auch nicht 
der Ort, Grenzen der Aussagepflicht zu bestimmen. 

Zu 6. a) (Artikel 1 Nr. 7) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt, jedoch hinsicht- 
lich der Ersetzung des Begriffs „öffentliches Inter- 


esse" durch den Begriff „Wohl der Allgemeinheit" 
nicht der hierzu gegebenen Begründung. 

Der Gebrauch des Begriffs „Wohl der Allgemeinheit" 
in einigen Vorschriften des Wasserhaushaltsgeset- 
zes, wie z. B. in § 8 Abs. 3 und in § 12, ferner auch in 
§ 19 WHG folgt zwingend aus Artikel 14 Abs. 3 GG 
(Enteignung). Mit diesen Fällen ist der neue § 36a 
nicht voll vergleichbar, da sich die Veränderungs- 
sperre im Rahmen der Eigentumsbildung halten und 
keine Entschädigungsverpflichtung auslösen soll. 

Zu 6. b) (Artikel 1 Nr. 7) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 7. a) (Artikel 1 Nr. 8) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt, jedoch nicht der 
hierzu gegebenen Begründung. 

Nas Wort „schädlich" kann als entbehrlich gestrichen 
werden. Im Wasserhaushaltsgesetz findet sich so- 
wohl die Wendung „eine Verunreinigung des Was- 
sers oder einer sonstigen nachteiligen Veränderung 
seiner Eigenschaften" (vgl. § 19c Abs. 1, § 26 Abs. 2 
WHG) wie auch die Wendung „eine schädliche Ver- 
unreinigung des Grundwassers oder eine sonstige 
nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften" (vgl. 
§ 34 WHG). Sowohl die Verunreinigung wie auch 
die schädliche Verunreinigung sind ein Unterfall der 
nachteiligen Veränderung der Eigenschaften eines 
Gewässers (vgl. Urteil des BVerwG vom 16. Juli 
1965, DVBl. 1966 S. 496). Hiernach ist die Verunrei- 
nigung eines Gewässers nach §§ 38, 39 WHG dann 
gegeben, wenn sie als nachteilige Veränderung der 
Eigenschaften des Wassers zu werten ist. 

Zu 7. b) (Artikel 1 Nr. 8) 

Dem Vorschlag wird mit der Einschränkung zuge- 
stimmt, daß das Wort „und" durch das Wort „oder" 
ersetzt wird und die Worte „oder eine dieser Stra- 
fen" entfallen. 

Von der kumulativen Androhung von Freiheitsstrafe 
und Geldstrafe ist abzusehen, weil bei einem so nie- 
drigen Strafrahmen den Gerichten schon durch die 
wahlweise Androhung der beiden Strafarten eine 
hinreichende Möglichheit für die Auswahl der an- 
gemessenen Strafe im Einzelfall gegeben ist. 

Zu 7. c) (Artikel 1 Nr. 8) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine Erhöhung des Höchstmaßes der Freiheitsstrafe 
auf fünf Jahre übersteigt den Rahmen, der dem mög- 
lichen Unrechtsgehalt der aufgeführten Straftatbe- 
stände entspricht. Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
wird in vergleichbaren Fällen vorgesehen, wenn zu 
den Tatbestandsmerkmalen die Gefährdung von Le- 
ben oder Gesundheit eines Menschen hinzukommt 
(vgl. § 39 WHG). 
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Bei den aus Eigennutz begangenen Gewässerverun- 
reinigungen sind auch Fälle möglich, bei denen die 
Folgen der Tat unbedeutend sind. Für Fälle dieser 
Art erscheint die Festlegung einer Mindeststrafe 
nicht gerechtfertigt, zumal diese Mindeststrafe dann 
sechs Monate betragen müßte. Freiheitsstrafen unter 
sechs Monaten sind nur zu verhängen, wenn die in 
§ 14 StGB angegebenen Voraussetzungen vorliegen. 

Zu 7. d) (Artikel 1 Nr. 8) 

Nach Auffassung der Bundesregierung soll der Aus- 
druck „Nutzungen" in § 39 Abs. 1 Nr. 2 nicht bedeu- 
ten, daß eine Beeinträchtigung jeglicher Nutzung 
vorliegen muß. Vielmehr soll es genügen, wenn die 
Eigenschaften eines Gewässers derart beeinträchtigt 
werden, daß eine bestimmte Nutzung an dem Gewäs- 
ser, wie z. B. die Entnahme von Wasser für Trink- 
oder Betriebswasserzwecke oder der Gemeinge- 
brauch des Badens, nicht mehr ausgeübt werden 
kann. Für § 39 Abs. 1 Nr. 2 wird daher folgende neue 
Fassung vorgeschlagen: 

„2. die Eigenschaften eines Gewässers derart beein- 
trächtigt, daß es für eine der Nutzungen, denen 
das Gewässer dient, nicht nur vorübergehend 
ungeeignet ist,". 

Die Bundesregierung hält für Fälle des § 38 Abs. 1 
wie auch in den Fällen des § 38 Abs. 2 (vgl. zu 7. c) 
die Festlegung einer Mindeststrafe für nicht gerecht- 
fertigt. Wenn auch in den Fällen des § 39 Abs. 1 als 
Folgen der Tat stets die Gefährdung oder Beeinträch- 
tigung eines besonders schutzwürdigen Rechtsgutes 
vorliegen muß, so können doch im Einzelfall Um- 
stände in der Persönlichkeit des Täters gegeben sein, 
die der Verhängung einer mindestens halbjährigen 
Freiheitsstrafe entgegenstehen. 

Zu 7. e) (Artikel 1 Nr. 8) 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Der vorgeschlagene neue § 39a - Gefährdung eines 
Gewässers - genügt nicht dem Konkretisierungs- 
gebot für Straf Vorschriften nach Artikel 103 Abs. 2 
GG. Nach § 26 Abs. 2, § 32b oder § 34 Abs. 2 WHG 
dürfen Stoffe nur so gelagert, abgelagert oder durch 
Rohrleitungen befördert werden, daß eine Verunrei- 
nigung des Wassers oder eine sonstige nachteilige 
Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen 


ist, d. h. nach herrschender Meinung, daß für eine 
nachteilige Veränderung eines Gewässers keine auch 
noch so wenig naheliegende Wahrscheinlichkeit be- 
steht (vgl. Urteil des BVerwG vom 16. Juli 1965, 
DVBl. 1966 S. 496). Da dies derjenige, der Stoffe la- 
gert, ablagert oder durch Rohrleitungen befördert, 
vielfach nicht beurteilen kann, sind für Fälle dieser 
Art Sonderregelungen geschaffen worden (vgl. z. B. 
§§ 19a ff. WHG) oder in Vorbereitung (vgl. Entwurf 
eines Abfallbeseitigungsgesetzes, Bundestags-Druck- 
sache VI/2401). Wegen der vom Bundesrat ange- 
führten Fälle verbotenen Ablagerns von Abfallstof- 
fen wird sich die Bundesregierung um eine entspre- 
chende Änderung der Strafvorschrift des § 14 im 
Entwurf eines Abfallbeseitigungsgesetzes bemühen. 

Zu 7. f) (Artikel 1 Nr. 8) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß die Nummer 9 wie folgt gefaßt wird: 

„9. einen Ausbau ohne einen nach § 31 Abs. 1 fest- 
gestellten oder genehmigten Plan vornimmt 
oder bei dem Ausbau vom Plan abweicht." 

In dieser Fassung ist außer einer sprachlichen Ver- 
einfachung das Zuwiderhandeln gegen eine Auflage 
nicht in die Bewehrung einbezogen, weil in § 31 
WHG die Möglichkeit, Auflagen zu erteilen, nicht 
vorgesehen ist. Es fehlt insoweit die gesetzliche 
Grundlage (vgl. Artikel 103 Abs. 2 GG). 

Zu 7. g) (Artikel 1 Nr. 8) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 8. (Artikel 2 Satz 2) 

Der mit dem Vorschlag gewollten Klarstellung wird 
nach Auffassung der Bundesregierung besser da- 
durch Rechnung getragen, daß der Berlin-Klausel in 
§ 44 WHG folgender Satz angefügt wird: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes." 

Die nach Inkrafttreten dieses Anderungsgesetzes gel- 
tende Fassung des Wasserhaushaltsgesetzes enthält 
als Berlin-Klausel den § 44, nicht aber den Artikel 2 
des Änderungsgesetzes. 
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